
die CDU-Kreistagsfraktion und die Fraktion Bündnis 90/DIE GRÜNEN beantragen, in der Sitzung des 
nächsten Kreisausschusses am 20.11.2006 im Wege der Dringlichkeitsentscheidung eine Resolution 
gegen die Verlagerung einzelner Abteilungen bzw. des Bundesamtes für Verfassungsschutz nach Berlin 
zu verabschieden.  
 
 


